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Samstag, 9. Dezember 2017 09:00 Uhr 

Deckname „Integriertes 
Rückkehrmanagement“ –

zur Logik der 
Abschiebungsmaschinerie 

Referent: Volker Maria Hügel, PRO ASYL, Münster
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Damit nahm es langsam Gestalt an:
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Was bedeutet 
eigentlich Integriertes 

Rückkehrmanagement?
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Das BAMF kennt die Antwort

Integriertes Rückkehrmanagement
Die Bund-Länder Koordinierungsstelle 

Integriertes Rückkehrmanagement erarbeitet 
mit unterschiedlichen Beteiligten aus Bund, 
Ländern und Kommunen praktikable 
Lösungsansätze, die gemeinsam im Rahmen 
einer kohärenten Rückkehrpolitik umgesetzt 
werden sollen.
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Politische und operative Verknüpfung aller 
Aspekte einer wirksamen und humanen 
Rückkehrpolitik
Die BRD sieht in einer effektiven und humanen 

Rückkehrpolitik ein wirksames und bewährtes 
Steuerungsinstrument der Migrationspolitik. 
Dabei wird insbesondere der Ansatz eines 

ganzheitlichen "Integrierten 
Rückkehrmanagements" verfolgt.
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Daher wird, verbunden mit 
Reintegrationsmaßnahmen für 
Ausreisepflichtige, die Verknüpfung der 
freiwilligen und der zwangsweisen Rückkehr 
verstärkt in den Blick genommen.
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Bund-Länder Koordinierungsstelle Inte-
griertes Rückkehrmanagement (BLK IRM)
Die Bund-Länder Koordinierungsstelle wurde 

auf Grundlage der Gemeinsamen Erklärung der 
Innenminister und -senatoren zu den 
Herausforderungen der Flüchtlingspolitik 
(17.10.2014), beim Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge im Dezember 2014 
eingerichtet.

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Unter dem Dach der BLK IRM arbeiten 
verschiedene Akteure und Praktiker aus Bund, 
Ländern und Kommunen in mehreren 
Unterarbeitsgruppen in den Bereichen 
Freiwillige Rückkehr, Rückführung, 
Überstellungen innerhalb des Dublin-Verfahrens 
und Reintegration.
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Damit schaffen sie praktische Lösungsansätze, 
die gemeinsam im Rahmen einer kohärenten 
Rückkehrpolitik umgesetzt werden.
Regelmäßig berichtet die BLK IRM der 

Innenministerkonferenz der Länder in einem 
Kurzbericht über ihre Tätigkeiten und 
Ergebnisse.
Datum17.07.2015
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Kohärente Rückkehr-
politik setzt voraus: 

dass vorher alles 
korrekt gelaufen ist!
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Vor Beginn des Asylverfahrens:

Es braucht gefahrlose Einreisemöglichkeiten für 
Flüchtlinge
Genügend, flächendeckende und ausreichend 

kompetente asyl- und ausländerrechtliche 
sowie soziale nebst psycho-sozialer Beratung 
(NRW ist da nicht am schlechtesten aufgestellt)
Es braucht stets faire und sorgfältige 

Asylverfahren
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Ausgangssituation
Massive Qualitätsverluste beim BAMF führen zu 

zahlreichen asylrechtlichen Fehlentscheidungen
“Memorandum für faire und sorgfältige 
Asylverfahren“

 Überschlagende Gesetzgebung in Kombination mit 
nicht ausreichendem Personal begünstigen fehlerhafte 
Entscheidungen in der Verwaltung
 Rechtsruck und politische Stimmungsmache 

erschweren politische Diskussionen abseits von 
Abschiebungs- und Ausreisehysterien
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Ausgangssituation
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Memorandum für faire und sorgfäl-
tige Asylverfahren in Deutschland
Zu Beginn des Verfahrens fehlt es an der 

Vermittlung von Informationen
kein effektiver Zugang zu rechtlicher Beratung 

und Vertretung
Unzureichende Gesprächsführung bei der 

Anhörung sowie Verletzungen der 
Vorhaltepflicht führen regelmäßig zu einer 
mangelhaften Sachaufklärung
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Memorandum für faire und sorgfäl-
tige Asylverfahren in Deutschland
Besonders gravierend ist, wenn Anhörende von 

vornherein nicht objektiv und unvoreingenom-
men an die Befragung herangehen
Vom BAMF eingesetzte Sprachmittlerinnen über-

setzen teilweise falsch oder nicht wortgenau, 
was sich nachteilig für die Asylsuchenden 
auswirkt und schwierig nachzuweisen ist. 
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Memorandum für faire und sorgfäl-
tige Asylverfahren in Deutschland
Dokumentierte Bescheide zeigen, dass das 

BAMF bei der Prüfung der Asylanträge zum Teil 
seiner Sachaufklärungspflicht nicht nachkommt. 
So wird in einigen Fällen die aktuelle 

Menschenrechtssituation im Herkunftsland der 
Asylsuchenden nur unzureichend berücksichtigt. 
[aktuell Türkei]
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Memorandum für faire und sorgfäl-
tige Asylverfahren in Deutschland
Häufig wird auch das Vorbringen der 

Asylsuchenden nicht mit der nötigen Objektivität 
und Sorgfalt bewertet. 
Teilweise wurden unsachgemäße Ausführungen 

in Bescheiden dokumentiert, die befürchten 
lassen, dass die verantwortlichen Mitarbeitenden 
des BAMF von vornherein darauf abzielten, den 
Asylantrag (meist als „ou“) abzulehnen.
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Memorandum für faire und sorgfäl-
tige Asylverfahren in Deutschland
Es traten vermehrt Mängel im Zusammenhang 

mit Textbausteinen auf, die verdeutlichen, dass 
sich die Entscheiderinnen nicht ausreichend mit 
dem konkreten Fall auseinandergesetzt haben.  
Das BAMF kommt seiner Untersuchungs- und 

Sachaufklärungspflicht nicht nach, indem es 
beispielsweise keine Beweismittel erhebt. 
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[Dublinzuständigkeit Kroatiens] 
..erschlichen und 
unter Angabe von 
falschen Tatsachen 
bewirkt worden ist 
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[Verfahrenslaufzeiten beim BAMF] 

… die Statistik 
(….) zu schönen
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[Nachvollziehbare Gründe für die 
verspätete EURO-DAC-Anfrage] 
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[Zustimmung Kroatiens durch] 
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 Das festgesetzte Einreise und Aufenthaltsverbot gemäß 
§ 11 Abs. 1 AufenthG ist schon deshalb rechtswidrig, 
als das Bundesamt sein Ermessen nicht ordnungsge-
mäß ausgeübt hat, da es - trotz Kenntnis von Verwandt-
schaften in Deutschland - dies in keinster Weise erkenn-
bar berücksichtigt hat. Zwar ergibt sich dies nicht aus 
dem Protokoll der offensichtlich sehr merkwürdi-
gen Anhörung, sondern aus der Aktenlage als 
solches, welcher bei der Entscheidung zugrunde zu 
legen ist. Textbausteine helfen insoweit nicht weiter. 
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… der offensichtlich 
sehr merkwürdigen 
Anhörung
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… von Dolmetschern 
geführt, die des Dolmet-
schens nicht fähig sind
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Was fehlt vorher?
Die vollständige Umsetzung der AufnahmeRL für 

schutzbedürftige Personen. Zur Erinnerung:
Minderjährige, unbegleitete Minderjährige, Behin-

derte, ältere Menschen, Schwangere, Alleinerzie-
hende mit minderjährigen Kindern, Opfer des Men-
schenhandels, Personen mit schweren körperlichen 
Erkrankungen, Personen mit psychischen Störun-
gen und Personen, die Folter, Vergewaltigung oder 
sonstige schwere Formen psychischer, physischer 
oder sexueller Gewalt erlitten haben, wie z. B. 
Opfer der Verstümmelung weiblicher Genitalien.
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Merksatz 1:
Jede Entscheidung, bei 

der Kinder betroffen sind 
und die das Kindeswohl 

nicht oder nicht 
ausreichend 

berücksichtigt, ist 
rechtsfehlerhaft!
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Vorbildlich in NRW!
Bis auf die Umsetzung!
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Hierin steht, was zu tun ist!
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Weiterhin zu beachten

Leistungskürzungen sind menschenrechtlich 
nicht vertretbar
Nach spätestens drei Monaten Zuweisung in die 

Kommunen (Schulpflicht für alle Kinder)
Erstattung aller Kosten, die für Flüchtlinge vom 

Land und den Kommunen aufgebracht werden
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Nach dem Asylverfahren
Die Aufteilung in gute und schlechte 

Bleibeperspektive führt zu enormen Ausreisedruck
Verweigerung von Einstiegsqualifikationen vor 

einer Ausbildung
Die Verweigerung des Aufenthaltes für die Familie 

von Auszubildenden wegen der Legende der nur 
vorübergehenden Trennung (3+2)
Ausreisedruck mit Kopfpauschalen
ZAB als blackbox für die Ausreise 
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Diese gebetsmühlenhaft wiederholte 
falsche Rechtsauffassung des MIK und 
vieler ABHn steht conträr zur UN-KRK 
und macht Kinder zu Rechtsobjekten 

anstatt zu Rechtssubjekten:

“Die Minderjährigen 
Kinder teilen das 

aufenthaltsrechtliche 
Schicksal der Eltern.“
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Merksatz 2: 

Kindeswohlbeachtung ist 

keine Belohnung für 

erbrachte Integrations-

leistungen, sondern ein 

Rechtsanspruch!
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Nach dem Asylverfahren
Bei anerkannten Flüchtlingen die Probleme beim 

FNZ [Dauer, bei UMF Geschwisternachzug]
Für subsidiär Geschützte § 104 Abs. 13 AufenthG, 

der für UMF Elternnachzug auf Dauer verhindert
Flüchtlingsschutz auf Zeit ist auch ein ökonomisch 

unsinniger Ansatz – er erschwert das Ankommen 
und behindert die so beschworene Integration 
[besser: Partizipation; rechtliche Gleichstellung]  
Der Zivilgesellschaft obliegt es, dem falschen Weg 

des Bundes machtvoll entgegenzutreten!
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Stärkung von Familien
Unterstützung beim FNZ – auch finanziell
Keine Zustimmung zur Verlängerung des 

grausamen § 104 Abs. 13 AufenthG
§§ 22 oder 36 AufenthG öffnen für Elternnach-

zug auch für junge Volljährige sowie für 
Geschwisternachzug
Vermeidung von Familientrennung durch 

Abschiebung 
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Menschenrechtliche Forderungen

Vollständige Umsetzung der AufnahmeRL
Verstetigung und Ausbau von Beratung und psycho-

sozialer Versorgung der Flüchtlinge
Bessere Berücksichtigung von Gesundheitsschäden
 Stärkung des humanitären Aufenthaltsrechtes
Verbesserte Duldungsregelung für Vorqualifikationen 

zur Ausbildung
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Menschenrechtliche Forderungen

Vollständige Umsetzung der UN-KRK
Bleiberecht für Roma und Schaffung eines 

Aufnahmekontingents für die vergessenen 
Holocaustopfer
Abkehr vom integrierten Rückkehrmanagement, 

hin zu einem integrierten „Bleibemanagement“
Abkehr von Ausgrenzen-Abschrecken-

Abschieben
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Das Gewissen ist fähig, Unrecht für 
Recht zu halten, Inquisition für Gott 
wohlgefällig und Mord für politisch 
wertvoll. Das Gewissen ist um 180 

Grad drehbar.

Erich Kästner



Danke für Ihre Aufmerksamkeit! 
Rückmeldungen sind willkommen!

Verantwortlich für Inhalt und Durchführung: 
Volker Maria Hügel

 vmh@ggua.de
 www.einwanderer.net


